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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.09.1999 

Geschäftszahl 

98/19/0286 

Rechtssatz 

§ 14 Abs 2 erster Satz FrG 1997 ist als Anordnung an die entscheidende Behörde aufzufassen, die beantragte 
Rechtsgestaltung durch Erteilung eines Aufenthaltstitels nur dann vorzunehmen, wenn der Antrag vor der 
Einreise des Antragstellers in das Bundesgebiet vom Ausland ausgestellt wurde, wobei die Erledigung 
grundsätzlich vom Ausland aus abzuwarten ist (Hinweis E 23.3.1999, 98/19/0269). Für die Beurteilung des 
Vorliegens der in Rede stehenden Erfolgsvoraussetzung ist ungeachtet des Zeitpunktes der Antragstellung die 
Rechtslage im Zeitpunkt der Bescheiderlassung maßgebend. § 14 Abs 2 erster Satz FrG 1997 ist auch auf 
Anträge, die vor Inkrafttreten des FrG 1997 gestellt wurden, anzuwenden. 


